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Gemeinde St. Moritz 

_____________________________________________________ 

4.1.1 

Spesenreglement 
 

vom 2. März 1998  

geändert am 30. Januar 2012 

geändert am 02. Dezember 2024* 

 

Der Gemeindevorstand beschliesst gestützt auf Art. 35 der Personalverordnung: 

 

 

Art. 1 Geltungsbereich 

Dieses Reglement bestimmt die Spesenentschädigung zugunsten sämtlicher Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinde St. Moritz, die der kommunalen 

Personalverordnung unterstellt sind. Ansprüche auf Spesenentschädigungen, die 

sich aus spezialgesetzlichen Vorschriften ergeben, bleiben vorbehalten. 

 

Art. 2 Grundsatz 
1 Es werden nur Spesen vergütet, die dem Mitarbeiter während des Aussendiens-

tes anfallen und soweit sie in einem direkten Zusammenhang mit der dienstlichen 

Tätigkeit stehen. 
2 Im Innendienst und innerhalb des Gemeindegebiets als Arbeitsort anfallende 

Spesen werden auf vorgängiges Gesuch an den Abteilungsleiter erstattet, soweit 

sie für die dienstliche Tätigkeit notwendig sind. Darunter fallen namentlich: 

a) Dienstfahrten; 

b) Verpflegung während angeordneter Überzeit; 

c) Verpflegung während bewilligter Aus- oder Weiterbildungsveranstaltung; 

d) gemeinsame Verpflegung anlässlich von Tagungen und Sitzungen. 

 

Art. 3 Dienstfahrten (Transportkosten) 
1 Für Dienstfahrten sind die öffentlichen Verkehrsmittel zu benutzen, soweit es 

zweckmässig und wirtschaftlich vertretbar ist. 
2 Es werden die Bahnfahrten der 2. Klasse und die tatsächlichen Kosten anderer  

öffentlicher Verkehrsmittel vergütet. Leitenden Angestellten und den diese be-

gleitenden Mitarbeitern werden Bahnfahrten 1. Klasse entschädigt. 
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3 Soweit der Mitarbeiter gemäss Art. 63 PV verpflichtet ist, für Dienstfahrten sein 

privates Motorfahrzeug einzusetzen, beträgt die Kilometerentschädigung für den 

Einsatz des Autos CHF 1.00 und für denselben des Motorrads oder Kleinmotor-

rads CHF 0.30. In diesen Ansätzen sind allfällig Parkgebühren inbegriffen. 
4 Die zuständige Dienststelle kann die Benützung von Taxis und Mietwagen sowie 

Flugreise bewilligen, wenn dies zweckmässig oder wirtschaftlich ist. 

 

Art. 4 Verpflegungs- und Übernachtungsspesen 
1 Die Vergütung für eine Hauptmahlzeit beträgt CHF 24.00 und wird ausgerichtet 

a) für das Mittagessen, wenn die Abreise vor 12.00 Uhr und die Rückkehr 

nach 13.00 Uhr erfolgt. 

b) Für das Nachtessen, wenn die Abreise vor 17.00 Uhr und die Rückkehr 

nach 20.00 Uhr erfolgt. 
2 Für das Morgenessen werden CHF 6.00 vergütet, wenn die Abreise vor 06.00 

Uhr und die Rückkehr nach 10.00 Uhr erfolgt. 
3 Die Vergütung der effektiven Kosten für Übernachtung mit Morgenessen erfolgt 

gegen Belegabrechnung. 

 

Art. 5 Zwischenverpflegung Nebenauslagen 
1 Für Zwischenverpflegungen oder Nebenauslagen werden bis zu CHF 10.00 ver-

gütet. 
2 Zwischenverpflegungen können verrechnet werden, wenn die Abwesenheit 

mehr als 

a) 11 Stunden dauert und nur eine Hauptmahlzeit eingenommen wird; 

b) 7 Stunden dauert und keine Hauptmahlzeit eingenommen wird. 
3 Am Rückreisetag ist die Dauer der Abwesenheit nach 07.00 Uhr massgebend. 
4 Nebenauslagen werden vergütet, wenn die Abwesenheit mehr als 11 Stunden 

dauert und die Hauptmahlzeiten von Dritten oder von der Gemeinde direkt be-

zahlt werden. 

 

Art. 5a Entschädigung für berufliche Nutzung privater Mobiltelefone* 

  1. Voraussetzungen 
1 Mitarbeitende erhalten eine Entschädigung für die berufliche Nutzung ihres pri-

vaten Mobiltelefons, sofern sie verpflichtet sind,  

a) dieses für die Zwei-Faktor-Authentisierung (2FA) als Zugang zu IT-Syste-

men oder Arbeitsplätzen der Gemeinde zu nutzen; 
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b) dieses regelmässig für berufliche Zwecke zu nutzen, einschliesslich, aber 

nicht beschränkt auf Telefonate, E-Mail, Chat-Dienste und dergleichen so-

wie Anwendungen und Tools; 

c) darüber während Pikettdienste erreichbar zu sein. 
2 Auf Verlangen haben Mitarbeitende nachzuweisen, dass sie die Voraussetzun-

gen erfüllen. 

 

Art. 5b 2. Entschädigung in Form einer Pauschale* 
1 Die Nutzung privater Mobiltelefone für berufliche Zwecke wird mit einer Pau-

schalentschädigung abgegolten. 
2 Bei einem Anstellungspensum von 100 Prozent beträgt die Pauschale 25 Franken 

pro Monat bzw. 0.15 Franken pro Stunde. 
3 Mitarbeitende in Teilzeit erhalten eine anteilsmässige Pauschalentschädigung. 

 

Art. 5c 3. Zuständigkeiten und Vollzug* 
1 Die Abteilungsleitungen bzw. die Schulleitung melden dem Personaldienst Mit-

arbeitende mit Anspruch auf eine Pauschalentschädigung sowohl beim Stellenan-

tritt als auch bei späteren Änderungen. 
2 Zuständig für den Vollzug der Bestimmungen ist der Personaldienst in Abstim-

mung mit den Abteilungsleitungen bzw. der Schulleitung. 

 

Art. 6 Lehrkräfte 

Den Lehrkräften werden für den Besuch von Kursen dieselben Spesenvergütun-

gen ausgerichtet. 

 

Art. 7 Sonderfälle 

In besonderen Fällen, bei welchen die vorstehenden Regelungen offenbar zu un-

zweckmässigen, unwirtschaftlichen, unzureichenden oder aus anderen Gründen 

unbefriedigenden Vergütungen führen, kann die zuständige Dienststelle zum vo-

raus oder im nachhinein Ausnahme- und Zusatzvergütungen bewilligen (z.B. 

Forstamt, St. Moritzer Bergbahnen). 

 

Art. 8 Spesenabrechnung* 
1 Sämtliche spesenberechtigten Kosten sind detailliert zu belegen und kurz zu be-

gründen.  
2 Bei grösseren Beträgen ist die Spesenabrechnung pro Dienstreise zu erstellen. 

Bei kleineren Beträgen können die spesenberechtigten Kosten bis maximal 4 Mo-

nate zusammen abgerechnet werden. 
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3 Die Spesenabrechnung samt Belegen ist der zuständigen Dienststelle zum Visum 

vorzulegen. 
4 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über die berufliche Nutzung privater 

Mobiltelefone. 

 

Art. 9 Inkrafttreten 

Das Spesenreglement tritt auf den 1. März 1998 in Kraft. 

 

 

 

 

geändert mit Beschluss des Gemeindevorstands vom 30. Januar 2012 

*geändert mit Beschluss des Gemeindevorstands vom 02. Dezember 2024 und in Kraft gesetzt 

auf den 01. Januar 2024 
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